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22. April 2008
LEBENSMITTELKRISE

Vereinten Nationen geht Geld für Hungerhilfe aus

Die Uno schlägt Alarm: Das Welternährungsprogramm der Organisation muss wegen der steigenden Lebensmittelpreise in den nächsten Tagen die ersten Hilfsprojekte einstellen. Nun fordert die Organisation von der internationalen Gemeinschaft drastische Maßnahmen.
London - Beim Uno-Welternährungsprogramm (WFP) spricht man von einem "stillen Tsunami": Die hohen Kosten für Lebensmittel drohten auf allen Kontinenten der Erde mehr als 100 Millionen Menschen in den Hunger zu treiben, teilte die Organisation vor einer Konferenz zur weltweiten Lebensmittelkrise in London mit. Die Hungerkrise erfordere "eine Antwort des gleichen Ausmaßes" wie nach der Tsunami-Katastrophe Ende 2004, sagte WFP-Direktorin Josette Sheeran. Damals hätten Regierungen, Unternehmen und Privatpersonen rund 7,5 Milliarden Euro für den Wiederaufbau zur Verfügung gestellt.
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Palästinenser bekommen Lebensmittel im Rahmen eines Programms der Uno: Einige Programme müssen aus Geldmangel 
eingestellt werden

Für das Welternährungsprogramm sei die aktuelle Krise die "größte Herausforderung in der 45-jährigen Geschichte der Organisation", hieß es weiter. Angesichts der steigenden Preise müssten bereits in wenigen Tagen erste Programme eingestellt werden, die nicht weiter finanziert werden könnten.
Mit anderen Uno-Organisationen, Nichtregierungsorganisationen und Regierungen will das WFP einen Drei-Stufen-Plan gegen die weltweite Nahrungsmittelkrise umsetzen. Kurzfristig sollen demnach Schulspeisungen ausgebaut und Projekte zur Ernährungssicherheit finanziert werden. Mittelfristig will das WFP Hilfsorganisationen seine logistischen Kapazitäten zur Verfügung stellen, um lebensrettende Maßnahmen zu unterstützen. Langfristig sollen unter anderem Reformen unterstützt und Regierungen bei landwirtschaftlichen Projekten beraten werden. Dies alles soll auf der Londoner Konferenz zur Sprache kommen. 
Brown stellt EU-Biosprit-Pläne in Frage 
Premierministers Gordon Brown hat vor der Londoner Konferenz als erster Regierungschef in der Europäischen Union (EU) angesichts der Hungerkatastrophe das EU-Ziel eines stärkeren Einsatzes von Biosprit infrage gestellt. Die britische Regierung lässt von Experten seit Februar die möglichen Folgen für Umwelt und Wirtschaft prüfen. Die zunehmende Nachfrage nach Biosprit aus Getreide wird für den drastischen Anstieg der weltweiten Grundnahrungsmittelpreise mit verantwortlich gemacht. "Wenn unsere Untersuchung zeigt, dass wir unsere Haltung ändern müssen, werden wir auch auf eine Änderung des EU-Biotreibstoff-Zieles dringen", sagte Brown. Die EU müsse gezielt vorgehen und darauf achten, wie sich der Einsatz von Kraftstoff aus Energiepflanzen auf Umwelt und Nahrungsmittelpreise auswirke.
Die EU-Staats- und Regierungschefs beschlossen im März vergangenen Jahres, bis zum Jahr 2020 den Anteil von Biosprit am gesamten Treibstoff auf zehn Prozent zu steigern. Das soll dazu beitragen, den CO2-Ausstoß bis zu diesem Jahr um 20 Prozent abzubauen, um die gefährliche Erderwärmung zu bremsen. Noch am Montag hatte die EU-Kommission den Beschluss bekräftigt. 
Sie schlug in ihrem Regelungsentwurf Kriterien für zulässige Biokraftstoffe vor, um zu verhindern, dass deren Produktion zu neuen ökologischen Problemen führt. Bereits beim EU-Gipfel Mitte März hatte der slowenische EU-Ratspräsident Janez Jansa allerdings nicht ausgeschlossen, die Vorgabe zu ändern. Doch ergänzte er damals, dafür gebe es keine Argumente.
Das hat sich inzwischen geändert. Auch Bundesentwicklungshilfeministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul hat deshalb bereits einen sofortigen Produktionsstopp von Biosprit gefordert. Bundeskanzlerin Angela Merkel hält aber noch dagegen: Andere Faktoren wie der wachsende Konsum in den Schwellenländern und die schlechte Agrarpolitik in den Entwicklungsländern seien für den Preisschub verantwortlich.
Die afghanische Regierung will unterdessen 50 Millionen Dollar für Notkäufe von Lebensmitteln in Nachbarländern bereitstellen. In den vergangenen Tagen hat es Panikkäufe im ganzen Land gegeben. In einem Laden in der Hauptstadt Kabul erhöhte sich der Preis für ein Kilogramm Mehl von umgerechnet 50 Cent noch am Sonntag auf 63 Cent am Dienstag - ein Plus von über 20 Prozent innerhalb von zwei Tagen. Nach Uno-Angaben hat sich der Preis für ein Kilo Weizen in Afghanistan binnen einem Jahr von 20 auf 38 Cent fast verdoppelt. 
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